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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. April 1954 

6 — 52100 — 843/54 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 

über eine Ergänzungsabgabe zur Einkommen- 
steuer und zur Körperschaftsteuer 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 121. Sitzung am 9. April 1954 zur 
Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
den Gesetzentwurf aus folgenden Gründen abzulehnen: 

Der Bundesrat lehnt zwar eine Ergänzungsabgabe des Bundes 
zur Einkommensteuer und zur Körperschaftsteuer im Sinne der 
Regierungsvorlage ab. Er erkennt aber, wie sidi aus der Begrün- 
dung zu seinem Änderungsvorschlag zu Art. 106 Abs. 3 des 
Grundgesetzes ergibt, die Notwendigkeit eines Zuschlagsrechts des 
Bundes zu den oben bezeichneten Steuern grundsätzlich an. 

Von dem Zuschlagsrecht sollte jedoch nur in besonderen Not- 
fällen Gebrauch gemacht werden. Es ist nicht vertretbar, im Zu- 
sammenhang mit der Steuerreform, die eine Tarifsenkung vor- 
sieht, von dem Zuschlagsrecht Gebrauch zu machen und dadurch 
die steuerliche Entlastung zum Teil wieder aufzuheben. Auch 
haushaltswirtschaftliche Gründe sprechen gegen die Erhebung 
eines Zuschlags im gegenwärtigen Zeitpunkt. 

Der Bundesrat ist im übrigen der Ansicht, daß der Gesetzentwurf 
gemäß Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 78 des Grund- 
gesetzes der Zustimmung des Bundesrates bedarf, da die Ergän- 
zungsabgabe als ein Teil der Einkommensteuer und der Körper- 
schaftsteuer anzusehen Ist. 

Zu dem Beschluß des Bundesrates wird auf Ziffer 7 der Stellung- 
nahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates zum Entwurf eines Finanzverfassungsgesetzes (Bundes- 
tags-Drucksache 480) verwiesen. 

Dr. Adenauer 


Dnidt: Bonner Universitäts-Budidruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

Über eine Ergänzungsabgabe zur Einkommensteuer 
und zur Körperschaftsteuer 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 
Ergänzungsabgabe 

S 1 

Erhebung einer Ergänzungsabgabc 

Zur Einkommensteuer (Lohnsteuer) und 
zur Körpersdiaftsteuer wird eine ergänzende 
Steuer (Ergänzungsabgabe) erhoben. Die Ver- 
waltung der Ergänzungsabgabe wird den 
Landcsilnanzbehörden als Auftragsverwal- 
tung übertragen. 

S 2 

Abgabepflicht 

Abgabepflichtig sind 

1 . alle natürlichen Personen, die nach § 1 des 
Einkommensteuergesetzes einkommen- 
steuerpflichtig sind, 

2. alle Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen und Vermögensmassen, die 

a) nach § 1 des Körperschaftstcuergeset- 
zes unbeschränkt körperschaftsteuer- 
pflichtig sind oder 

b) nach § 2 Abs. 1 Ziff . 1 (Abs. 2) des Kör- 
perschaftsteuergesetzes beschränkt kör- 
perschaftsteuerpflichtig sind. 

§ 3 

Erhebungszeitraum 

Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 


S 4 

Bemessungsgrundlagc 
Die Ergänzungsabgabe bemißt sich 

1. in den Fällen, in denen eine Veranlagung 
zur Einkommensteuer oder Körperschaft- 
steuer vorzunehmen ist: 

nach der Einkommensteuer oder Kör- 
perschaftsteuer, die bei der Veranlagung 
des Abgabepflichtigen für den Erhe- 
bungszeitraum festgesetzt wird, 

2. in den Fällen, in denen der Steuerabzug 
vom Arbeitslohn vorzunehmen ist: 

nach der Lohnsteuer, die für den Er- 
hebungszeitraum zu entrichten ist. 

S 5 

Nichterhebung 

Die Ergänzungsabgabe wird nicht erhoben 
beim Steuerabzug vom Kapitalertrag, beim 
Steuerabzug von Aufsichtsratsvergütungen 
und beim Steuerabzug von Einkünften bei 
beschränkt Steuerpflichtigen nach der Ver- 
ordnung vom 6. Februar 1935 (Rcichs- 
gesetzbl. I S. 160) in der zur Zeit geltenden 
Fassung. 

S b 

Hebesatz 

Der Hebesatz der Ergänzungsabgabe be- 
trägt 2,5 vom Hundert der Einkommen- 
steuer (Lohnsteuer) und der Körperschaft- 
steuer. 
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S 7 

Verfahren 

Auf die Veranlagung und Entrichtung der 
Ergänzungsabgabe finden die Vorschriften 
des Einkommensteuergesetzes einschließlich 
derjenigen über den Steuerabzug vom Ar- 
beitslohn, die Vorschriften des Körperschaft- 
steuergesetzes und die Vorschriften zur 
Durcliführung dieser Gesetze entsprechende 
Anwendung. 


(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, zur Berechnung der Ergänzungs- 
abgabe zur Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
aus den Einkommensteuer- und Lohnsteuer- 
tabellen abgeleitete Tabellen unter Vornahme 
von Auf- und Abrundungen bis zum näch- 
sten durch fünf teilbaren D-Pfennig-Betrag 
aufzustellen und bekanntzumachen. 

Artikel 2 
Anwendungsbereich 


§ 8 

Abgeltung 

Ist in den in § 4 Ziff. 2 bezelchneten 
Fällen ein Lohnsteuer-Jahresausgleich oder 
eine Veranlagung zur Einkommensteuer für 
den Erhebungszeitraum nicht durchzuführen, 
so ist die Ergänzungsabgabe für den Erhe- 
bungszeitraum durch den Steuerabzug vom 
Arbeitslohn abgegolten. 


§ 9 


Nichtabzugsfähigkeit der Abgabe 


Die Ergänzungsabgabe ist bei der Ermitt- 
lung des Einkommens und bei der Ermittlung 
des Gewerbeertrags nicht abzugsfähig. 


§ 10 

Ermäclitigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates zur Durch- 
führung dieses Gesetzes Rechtsverordnungen 
zu erlassen 

1. über die Anwendung der im § 7 bezeich- 
neten Vorschriften, 

2. über die kassenmäßige Behandlung der Er- 
gänzungsabgabe. 


(1) Dieses Gesetz ist erstmals für den Er- 
hebungszeitraum 1955 anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften des Artikels 1, soweit 
sie die Erhebung der Ergänzungsabgabe beim 
Steuerabzug vom Arbeitslohn betreflen, sind 
erstmals auf die Lohnsteuer des Arbeitslohns 
anzuwenden, der für einen Lohnzahlungs- 
zeltraum gezahlt wird, der nach dem 3 1 . De- 
zember 1954 endet. Bei sonstigen, insbeson- 
dere einmaligen Bezügen sind sie auf die 
Lohnsteuer für den Arbeitslohn anzuwenden, 
der dem Abgabepflichtigen nach dem 31. De- 
zember 1954 zufließt. 

Artikel 3 
Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überletungsgcsetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundcsgcsetzbl. I S. 1 ) 
aucla im L,and Berlin. Rechtsverordnungen, 
die auf Grund der in diesem Gesetz enthal- 
tenen Ermächtigungen erlassen werden, gel 
ten Im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A, Allgemeines 

Dem von der Bundesregierung zum Vollzug 
des Artikels 107 GG vorgelegten Entwurf eines 
Finanzverfassungsgesetzes (BT - Drucksache 
480) liegt das Bestreben zugrunde, das 
finanzielle Verhältnis zwischen Bund und 
Ländern dauerhafter und in sich ausgewoge- 
ner zu gestalten und damit das bundesstaat- 
liche Finanz- und Steuersystem im ganzen zu 
festigen. Die Bundesregierung ist sich bewußt, 
daß einer solchen für Steuerschuldner und 
-gläubiger gleichermaßen wünschenswerten 
Zielsetzung natürliche Grenzen gesetzt sind, 
die sich aus der Dynamik des Wirtschaftsab- 
laufs und des öffentlichen Finanzbedarfs so- 
wie aus der Entwicklung des Verhältnisses er- 
geben, nach dem sich die öffentlichen Einnah- 
men und Ausgaben auf Bund, Länder und 
Gemeinden verteilen. Die Finanzverfassung 
bedarf daher eines beweglichen Elements, da- 
mit sie In ihrer Struktur möglichst stabil ge- 
staltet werden kann und die Haushalts- und 
Steuerpolitik gleichwohl befähigt wird, sich 
der wirtschaftlichen Entwicklung anzupassen. 
Diesem Zweck soll zunächst die Im Entwurf 
des Finanzverfassungsgesetzes vorgesehene 
Revisionsklausel (Artikel 106 e) dienen, auf 
Grund deren der Bundesanteil und der Län- 
deranteil an der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer — allerdings nur unter 
den dort normierten einschränkenden Vor- 
aussetzungen — der staatsfinanziellen Ent- 
wicklung angepaßt werden können. Da die 
Revisionsklausel sich indessen ihrem Wesen 
nach auf Ausnahmefälle beschränkt und ge- 
wissermaßen nur als ultima ratio zum Zuge 
kommen soll, wird sie in ihrer Funktion ent- 
scheidend unterstützt durch die Ergänzungs- 
abgabe zur Einkommensteuer und zur Körper- 
schaftsteuer, deren Aufkommen nach dem 
Entwurf des Finanzverfassungsgesetzes (Ar- 
tikel 106 a Nr. 7) ausschließlich dem Bund 
zustehen soll. 

Die mit einem durch Gesetz jederzeit ab- 
änderbaren und damit „beweglichen" Hebe- 
satz ausgestattete Ergänzungsabgabe zur Ein- 
kommensteuer und zur Körperschaftsteuer 
soll es dem Bundesgesetzgeber ermöglichen, 
ohne Anwendung der Revisionsklausel und 
ohne Änderung der Steuersätze Bedarfs- 
spitzen Im Bundeshaushalt zu decken, d 1 e 


aufanderemWege, insbesondere 
durch Senkung von Ausgaben 
nicht ausgeglichen werden kön- 
nen. Auf diese Weise wird die Abgabe, 
deren Erhebung nur mit gerin- 
gen Hebesätzen in Betracht 
kommt und keineswegs für die 
Dauer, sondern lediglich für 
A u s n a h m e 1 a g e n bestimmt ist, 
wesentlich zur Inneren Festigung der bundes- 
staatlichen Finanzstruktur beitragen. Die der 
Ergänzungsabgabe eigentümliche Handlich- 
keit der Rechtsgestaltung gestattet es aber 
auch, der Haushaltspolltlk des Bundes ein 
elastischeres Element des Konjunkturaus- 
gleichs ZU bieten und die wirtschaftlichen 
Wechsellagen in stärkerem Maße zu berück- 
sichtigen, als es der allgemeinen Steuergesetz- 
gebung in aller Regel möglich ist. Insbeson- 
dere auch einer rückläufigen konjunkturellen 
Bewegung durch eine Senkung des Hebesatzes 
Rechnung zu tragen. Nicht zuletzt ist die 
Ergänzungsabgabe geeignet, die unmittelbare 
Deckungsverantwortung des den Haushalt be- 
schließenden Parlaments in Erscheinung tre- 
ten zu lassen. Diese unmittelbare Verbindung 
mit der Im Artikel 110 Abs. 2 Satz 2 GG nor- 
mierten haushaltsrechtlichen Ausgleichspflicht 
stellt den Gesetzgeber Insbesondere bei der 
Verabschiedung des Haushalts vor die Frage, 
ob die Ergänzungsabgabe überhaupt erhoben 
und gegebenenfalls welcher Hebesatz festge- 
setzt werden soll. Da diese Entscheidung 
stets nur im Rahmen einer wirtschaftsgerech- 
ten Steuerpolitik, unter Rücksichtnahme auf 
die steuerliche Leistungsfähigkeit der Volks- 
wirtschaft getroffen werden kann, sind der 
Bemessung des Hebesatzes natürliche Gren- 
zen gesetzt. Sie verhindern auch, daß etwa 
die Ertragshoheit der Länder über ihren An- 
teil an der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer durch die Ergänzungsabgabe ausge- 
höhlt wird. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die steuerliche Belastung des Einkommens 
normalerweise in der Gestalt der Einkom- 
mensteuer und der Körperschaftsteuer erfol- 
gen sollte. Der Entschluß, gleichwohl die Er- 
hebung einer Ergänzungsabgabe vorzuschla- 
gen, hat es der Bundesregierung ermöglicht, 
in Ihrem Entwurf eines Gesetzes zur Neuord- 
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nung von Steuern das Ausmaß der Senkung 
der Einkommensteuer und der Körperschaft- 
steuer soweit zu spannen, daß sich ein wirt- 
schaftsgerechter Tarif und eine fühlbare Ent- 
lastung der Steuerpflichtigen für die Dauer 
ergibt. Die gleichzeitig mit der Steuerreform 
einzyführende Ergänzungsabgabe schränkt 
diese Entlastung nur unwesentlich und nur 
für den Zeitraum ein, in dem die Deckungs- 
lücke des Bundeshaushalts nicht anderweitig 
geschlossen werden kann. 

B. Zu Artikel 1 

1. Zu § 1 

Die Ergänzungsabgabe ist eine selbständige, 
gesondert von der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer zu erhebende Steuer. 
Sie knüpft nur aus technischen Gründen an 
die Einkommensteuer und Körperschaftsteuer 
an. Die Übertragung der Verwaltung der Er- 
gänzungsabgabe auf die Landesfinanzbehörden 
beruht auf Artikel 108 Abs. 2 GG. 

2. Zu § 2 

Der Kreis der abgabepflichtigen natürlichen 
Personen umfaßt sowohl die unbeschränkt 
Einkommensteuerpflichtigen als audi alle be- 
schränkt Einkommensteuerpflichtigen. Be- 
sdiränkt Körperschaftsteuerpflichtige sind da- 
gegen nur abgabepflichtig, wenn ihre be- 
schränkte Steuerpflicht auf § 2 Abs. 1 Ziff. 1 
KStG (oder auf § 2 Abs. 1 Ziff. 1 in Verbin- 
dung mit § 2 KStG) beruht, nicht dagegen, 
wenn sidi die beschränkte Steuerpflicht nur 
auf § 2 Abs. 1 Ziff. 2 KStG (beschränkte 
Steuerpflicht mit den inländischen Einkünf- 
ten, von denen ein Steuerabzug zu erheben 
ist) gründet. Die Einbeziehung der letztge- 
nannten Körperschaften in die Abgabepflicht 
hätte zur Voraussetzung, daß die Ergän- 
/ungsabgabe bei inländlsdicn Einkünften im 
Steuerabzugsverfahren erhoben wird. Dies ist 
aber für die unter § 2 Abs. 1 Ziff. 2 KStG 
fallenden Einkünfte aus den zu § 5 angeführ- 
ten Gründen nicht vorgesehen. 

3. Zu § 3 

Der Erhebungszeitraum deckt sich mit dem 
Veranlagungszeitraum bei der Einkommen- 
steuer und Körperschaftsteuer und dem für 
den Lohnsteuer- Jahresausgleich maßgebenden 
Zeitraum. 

4. Zu § 4 

Die Bestimmung, daß bei allen veranlagten 
Steuerpflichtigen die bei der Veranlagung für 
den Erhebungszeitraum festgesetzte Einkom- 


mensteuer oder Körperschattsteuer die Be- 
messungsgrundlage für die Ergänzungsabgabe 
bildet, ermöglicht die Festsetzung der Ergän- 
zungsabgabe ohne besonderen Arbeitsauf- 
wand. 

Bemessungsgrundlage für die Ergänzungs- 
abgabe Ist bei Arbeitnehmern, bei denen 
ein Lohnsteuer-Jahresausgleich durchgeführt 
wird, die Lohnsteuer nach der Jahreslohn- 
steuertabelle, bei anderen Arbeitnehmern die 
Summe der für den Erhebungszeitraum durch 
Steuerabzug vom Arbeitslohn einzubehalten- 
den Lohnsteuerbeträge (vgl. dazu § 8). 

5. Zu § 5 

Die Steuerabzugsbeträge errechnen sich in den 
im §5 bezeichneten Fällen nach runden Vom- 
hundertsätzen. Die zusätzliche Erhebung der 
Ergänzungsabgabe würde zu einer Erschwe- 
rung des Steuerabzugsverfahrens führen. 

Wird der Steuerpflichtige mit den Einnah- 
men, die einem der im § 5 bezeichneten 
Steuerabzüge unterworfen worden sind, nicht 
veranlagt, weil die Einkommensteuer nach 
5 46 a Satz 1 oder § 50 Abs. 4 EStG oder die 
Körperschaftsteuer nach § 19 Abs. 3 KStG 
durdb den Steuerabzug als abgegolten gilt, so 
unterbleibt die Erhebung der Ergänzungs- 
abgabe insoweit überhaupt. Werden dagegen 
die bezeichneten Einnahmen in die Veranla- 
gung einbezogen, so führt das zu einer nach- 
rräglicJien Erhebung der Ergänzungsabgabe 
von der auf diese Einnahmen entfallenden 
anteiligen Einkommensteuer oder Körper- 
schaftsteuer bei der Veranlagung. 

6. Zu § 6 

Die Haushaltslage des Bundes macht es er- 
forderlich, den Hebesatz zunächst auf 
2,5 vom Hundert festzusetzen; das hierdurch 
für den Bund zu erzielende Jahresaufkommen 
wird für 1955 auf rd. 270 Milk DM veran- 
schlagt. Spätestens bei der Beratung über den 
Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1956 
wird erneut zu prüfen sein, ob und inwieweit 
die Erhebung der Abgabe weiterhin geboten 
ist. 

7. Zu § 7 

Durdi die Vorschrift Ist sichergestellt, daß 
sich das Verfahren der Veranlagung der Er- 
gänzungsabgabe an das Verfahren bei der 
Veranlagung der Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer anschließt und daß die 
Vorschriften über die Entrlditung der veran- 
lagten Einkommensteuer und Körperschaft- 
steuer für die Ergänzungsabgabe entsprechend 
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gelten; dazu gehören auch alle Vorschriften 
über den Steuerabzug vom Arbeitslohn (ein- 
schließlich Lohnsteuer-Jahresausgleich). Da- 
mit sind alle zur Durchführung der bezeich- 
neten Vorschriften ergangenen Verwaltungs- 
anordnungen (z. B. Einkommensteuer-Richt- 
linien, Körperschaftsteuer-Richtlinien, Lohn- 
steuer-Richtlinien) entsprechend auch für die 
Ergänzungsabgabe maßgebend. 

8. Zu § 8 

Durch die Vorschrift wird klargestellt, daß 
bei Arbeitnehmern die Ermittlung und Er- 
hebung eines Jahresbetrages der Ergänzungs- 
abgabc nur dann In Frage kommt, wenn ein 
Lohnsteuer-Jahresausgleich oder eine Veran- 
lagung durchgeführt wird. 

9. Zu § 9 

Die Vorschrift ergibt sich aus dem Wesen der 
Ergänzungsabgabe, die hinsichtlich der Ab- 
zugsfähigkeit ebenso zu behandeln Ist, wie die 
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer. 

10. Zu § 10 

Es wird sich als notwendig erweisen, über die 
Anwendung der einkommensteuerlichen und 
körperschaftsteuerlichen Vorschriften bei der 
Veranlagung und Entrichtung der Ergän- 
zungsabgabe . und über ihre kassenmäßige 
Behandlung besondere Vorschriften zu er- 
lassen. Die Ermächtigung in Absatz 1 soll den 
Erlaß solcher Rechtsverordnungen ermög- 
lichen. 


Die Errechnung der Ergänzungsabgabe bei 
der Veranlagung und im Lohnsteuerverfah- 
ren, einschließlich des Lohnsteuer- Jahresaus- 
gleichs, wird am einfachsten mit Hilfe von 
Tabellen vorgenommen. Die Ermächtigung 
im Absatz 2 soll die Aufstellung solcher Ta- 
bellen durch den Bundesminister der Finan- 
zen ermöglichen. Durch die Anordnung, daß 
die Tabellen aus den Einkommensteuer- und 
Lohnsteuertabellen abgeleitet sein müssen, ist 
sichergestellt, daß sich die Tabellen im Auf- 
bau, insbesondere hinsichtlich der Einkom- 
mensstufen und Lohnstufen, an die Ein- 
kommensteuer- und Lohnsteuertabellen an- 
schließen. 

Für die Ergänzungsabgabe zur Körperschaft- 
steuer erübrigt sich infolge des festen Körper- 
schaftsteuersatzes eine Tabelle. 

C. Zu Artikel 2 

Durch die Ergänzungsabgabe soll eine zusätz- 
liche Belastung der Einkommensteuerpflichti- 
gen, der Körperschaftsteuerpflichtigen und 
der Lohnsteuerpflichtigen nicht entstehen« Sie 
wird daher erst von einem Zeitpunkt an er- 
hoben, zu dem auch die Tarifsenkung durch 
das Gesetz zur Neuordnung von Steuern 
wirksam ist. 

Im Hinblick auf die technische Durchführ- 
barkeit der Abgabe war die erstmalige An- 
wendung des Gesetzes auf die Zeit vom 
1. Januar 1955 an zu bestimmen. 
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